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Aktenzeichen: 3 AZR 605/85
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 17. Mirz 1687

- 3 AZR 605/85 -

I. Arbeitsgericht Urteil vom 26. Februar 1985
Diisseldorf - 1 Ca 6501/84 -

I1I. Landesarbeitsgericht Urteil vom 31. Juli 1985
Dusseldorf - 6 Sa 601/85 -

Fur die Amtliche Sammlung: Ja 777

Fiir die Fachpresse: Ja

Fir das Bundesarchiv: Nein
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Entscheidungsstichwort:

Gesetz:

Leitsdtze:

Ubernahme von Versorgungsschulden

BetrAVG §§ 4, 7; BGB 5§ 414 ff., 613 a; HGB & 159 Abs. 2

1. Soweit § 4 BetrAVG die Ubernahme von Versorgungsschul-
den beschrdnkt, geht es nicht um die Erhaltung des Insol-
venzschutzes, sondern um die Sicherung der Haftungsmasse.
Die Regelung dient dem Schutze des PSV vor unerwiinschten

Haftungsrisiken (Abweichung von BAGE 323, 234 = AP Nr 1 zu
§ 4 BetrAVG). '

2. Wdhrend der versorgungsberechtigte Arbeitnehmer eine
privative Schuldiibernahme nur in den Grenzen des § U
BetrAVG genehmigen kann, ist der PSV insoweit nicht be-
schridnkt. Seine Genehmigung ist m&glich, aber auch erfor-
derlich, wenn eine Schuldiibernahme abweichend von § &
BetrAVG Wirksamkeit erlangen soll (Bestdtigung von BAGE 33,
234 = AP Nr 1 zu § U4 BetrAVG).

3. Wird in einem Betriebsilibernahmevertrag vereinbart, daf
der Betriebserwerber den bereits filligen Versorgungsschul-
den beitritt und danach die Betriebsrentner veranlassen

muB, den BetriebsveriuBerer von der Haftung freizustellen,
so handelt es sich um eine Umgehung des §& 4 BetrAVG. Die
vorgesehenen ErlaBvertridge zugunsten des BetriebsverduBerers
sind nur wirksam, wenn der PSV zustimmt.
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3 AZR 605/85

6 Sa 601/85 Dusseldorf Im Name“ des VUIkes'

Verkliindet am
17. Mirz 1987

Noll, Urteil
Reg.-Obersekretidrin

als Urkundsbeamter
der Geschiftsstelle Tn Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der
miindlichen Verhandlung vom 17. Midrz 1987 durch den Vorsitzen-

den Richter Prof. Dr. Dieterich, die Richter Schaub und

Griebeling sowie den ehrenamtlichen Richter Heimann und die
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ehrenamtliche Richterin Wax fiir Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil
des Landesarbeitsgerichts Dlisseldorf vom
31. Juli 1985 -~ 6 Sa 601/85 - wird zurick-
gewiesen.

2. Die Beklagten haben die Kosten der Revision
zu tragen.

Von Rechts wegen !

Der Klidger (PSV) nimmt die Beklagten wie Gesamtschuldner aus

ibergegangenem Recht auf Zahlung von Betriebsrenten in Anspruch.

Die beklagte Kommanditgesellschaft gewdhrt ihren Mitarbei-
tern aufgrund einer Versorgungsordnung vom 31, Dezember 1974
Leistungen der betrieblichen Altersversorgung. Zu dem Kreis der
Versorgungsberechtigten gehdrt der Rentner B B ,
dessen Betriebsrente monatlich 114,~- DM betrigt. Herr B
war Arbeitnehmer eines Zweigwerks, das die Beklagte zu 1) in

H betrieb.

Durch notariellen Vertrag vom 27. Juni 1980 veriuBerte die
Beklagte zu 1) dieses Zweigwerk an die M GmbH in B
Abschnitt B III § 6 des Vertrages befaft sich mit der

Rechtsstellung der Arbeitnehmer und Betriebsrentner des Zweig-

werks H . § 6 Abs. 3 lautet:
"M ist bekannt, daB G ihren
Mitarbeitern Pensionszusagen gegeben hat.
M ibernimmt die bestehenden Pen-

i
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sionsverpflichtungen (Renten und Anwart-
schaften), soweit sie der {ibernommenen Zweig-
niederlassung zuzurechnen sind und stellt

G von allen damit in Zusammenhang
stehenden Anspriichen Dritter frei. Diese Frei-
stellung gilt auch zu Gunsten des persdnlich
haftenden Gesellschafters von G .

M ist dariiber hinaus verpflichtet,
sich nach besten Krdften darum zu bemiihen,
innerhalb von zwei Jahren nach Ubergabe des
Teilbetriebs mit dem Betriebsrat und, soweit
dies etwa im Hinblick auf Einzelzusagen oder
bereits ausgeschiedene Mitarbeiter erforder-
lich ist, durch entsprechende einzelvertrag-
liche Absprachen beziiglich der von G

gegebenen Pensionszusagen eine Verj&hrungs-
vereinbarung des aus der Anlage 9 ersichtlichen
Inhalts zu treffen."

der Betriebslibernahme zahlte die M GmbH die
Sie wandte sich mit einem Rundschreiben vom 26. Oktober

alle Rentner des Zweigwerks H . Das Schreiben

"Betreff: Verjdhrung von Versorgungsansprilichen

W o o o - - — — - ot - - - A G e - - oo

Sehr geehrte Damen und Herren,

wie Sie sicher wissen, hat die Fa. M
GmbH mit Wirkung vom 1.1.1980 den H Be-
triebsteil der Firma G KG Ubernommen.

Im Fall einer solchen Betriebsiibernahme haftet
der Verkdufer, also die Firma G KG, ge-~
setzlich 5 Jahre fiir die Leistungen aus der be-
trieblichen Altersversorgung. Fir den Zeitraum
nach Ablauf dieser 5 Jahre kann die Firma G

vertraglich von dieser Haftung befreit
werden.

Dies m&chte die Firma M tun, bendtigt
aus rechtlichen Griinden hierzu jedoch die Zu-
stimmung der Pensionsberechtigten.

Wir bitten Sie daher, uns IThre Zustimmung durch
Unterschrift auf der beiliegenden Vereinbarung

zu geben und uns dieses Blatt in dem beigefligten
Freiumschlag zuzusenden. Eine Kopie fiir IThre Akten
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ist beigefligt.

Sie kdnnen darauf vertrauen, daB die Firma M

, Wwie bereits seit Ubernahme der Firma G

, weiterhin plinktlich Thre Renten bezahlen
wird, wozu sie ja im Wege der Gesamtrechtsnachfolge
auch verpflichtet ist.

Der Betriebsrat ist informiert und hat ebenfalls
zugestimmt, daB die Firma G KG nach Ablauf
der 5 Jahre fir die Pensionsriickstellungen nicht
mehr haftet.

Wir wdren IThnen sehr verbunden, wenn Sie uns ILhre
Zustimmung in den ndchsten Tagen zukommen lassen
kdnnten.,"

Die in dem Schreiben erwdhnte Anlage hat folgenden Text:

"Vereilinbarunseg

_—— . M A . D S W e S W e M O -

Betr.: Verjiahrung von Versorgungsanspriichen, die
durch die G KG und/oder die M
GmbH gewdhrt worden sind

- e WE e D N D v e G amn G W S S MR N M L Tt e s S T WY S GH G ) G U M B e S W G G GRS G e e i gms

Anspriiche auf Leistungen der betrieblichen Alters-
versorgung gegen einen jetzigen, frliheren oder
kiinftigen Gesellschafter verjdhren spidtestens in
fiinf Jahren nach dem Ausscheiden des Gesell-
schafters und/oder der Einbringung der Zweig-
niederlassung H der L. G KG in die
M GmbH. Dies gilt sinngemiB auch bei Um-
wandlung der Gesellschaft, bei Wechsel eines unbe-
schrinkt persdnlich haftenden Gesellschafters in
die Rechtsstellung eines Kommanditisten und in
vergleichbaren Anderungsfillen,

Die Verjihrung im Sinne von Satz 1 beginnt immer
gemdf § 159 Abs. 2 HGB mit der Eintragung des
Ausscheidens oder der Einbringung in das Handels-
register und im Sinne von Satz 2 immer mit der
Rechtswirksamkeit der Lnderung, auch wenn die An-
spriiche erst danach f&dllig werden.

Die gesetzliche Regelung der Haftung bei Be-
triebslibergang (BGB § 613 a) bleibt unberihrt."

Der Rentner B unterzeichnete diese Vereinbarung und
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sandte sie an die M GmbH zurilick.

Im Jahre 1983 geriet die M GmbH in wirtschaftliche
Schwierigkeiten. Sie Dbeantragte die Er&ffnung des gerichtlichen
Vergleichsverfahrens zur Abwendung des Konkurses. Der Antrag
wurde abgelehnt. Durch BeschluB vom 21. Februar 1984 ersffnete
das Amtsgericht Essen das Anschlufikonkursverfahren. Seit Januar
1984 wurden keine Betriebsrenten mehr gezahlt. Der Kliger (PSV)
lieB sicﬁ die Versorgungsanspriiche des Rentners B ab-
treten. Er nimmt die Beklagte zu 1) als dessen frithere Arbeitge-
berin und den Beklagten zu 2) als persdnlich haftenden Gesell-
schafter der Kommanditgesellschaft in Anspruch, verlangt jedoch

nicht Zahlung an sich, sondern an den Rentner.

Der Kldger hat vorgetragen: Durch die Vereinbarungen im Zu-
sammenhang mit der Betriebslibertragung seien die Beklagten nicht
von ihren Verbindlichkeiten frei geworden. Insbesondere sei keine
schuldbefreiende Ubernahme der Rentenverpflichtungen vereinbart
worden. Die Verjihrungsvereinbarung betreffe nur den Beklagten zu
2) als persdnlich haftenden Gesellschafter, dieser sei aber nicht
aus dem Unternehmen ausgeschieden. Die Verjihrungsvereinbarung
sei auch unwirksam, weil sie den Lauf der Verjdhrungsfrist schon
vor Fdlligkeit der einzelnen Ruhegeldraten beginnen lasse.
SchlieRlich scheitere eine befreiende Schuldiibernahme an § 4
BetrAVG. Danach habe eine befreiende Wirkung nur mit seiner Zu-
stimmung eintreten kénnen. Eine Zustimmung habe er aber nicht
erteilt. Von seiner geschidftsplanmiBigen Erklirung vom 11. De-

zember 1981 (DB 1982, 230) werde der hier umstrittene Ubertra-
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gungsvorgang nicht erfaft.

Der Klzger hat beantragt,

die Beklagten als (unechte) Gesamtschuldner

zu verurteilen, an Herrn B B ,
P straRe 5, B
1. 1.254,-- DM nebst 4 % Zinsen aus jeweils

114,-- DM seit dem Ersten eines jeden
Monats, beginnend mit dem 1.2.1984 und
endend mit dem 1.12.1984, zu zahlen;

2. ab November 1984 bis zu seinem Ableben
jeweils am Monatsende einen Betrag von
114,-- DM zu zahlen;

3. nach dem Ableben des Beglinstigten an
dessen Witwe bis zu deren Ableben bzw.
Wiederverheiratung monatlich eine

Witwenrente in HBhe von 50 % der Mannes-
rente zu zahlen.

Die Beklagten haben beantragt, die Klage abzuweisen. Sie ha-
ben vorgetragen, daB nach der Versorgungsordnung der Peklagten zu
1) ein Abtretungsverbot hinsichtlich der Rentenanspriiche besteht;
deswegen fehle dem Kldger die Sachlegitimation und die ProzeB-
fihrungsbefugnis, die eingeklagten Anspriiche gerichtlich geltend
zu machen. AuRerdem seien sie von der Pflicht zur Zahlung der
Betriebsrenten frei geworden. Das ergebe sich aus § 6 Abs. 3 des
notariellen Vertrags vom 27. Juni 1980 in Verbindung mit der
Verjdhrungsvereinbarung vom 26. Oktober 1981. Die M
GmbH habe sich verpflichtet, selbst Schuldner der Rentenanspriliche
zu werden; sie habe demgemidR auch nur einen um den Betrag der
Pensionsriickstellungen geminderten Kaufpreis gezahlt. SchlieBlich
habe die M GmbH bis zu ihrer Insolvenz die Renten tat-
sdchlich gezahlt und ihre Schuldnerstellung durch das Rund-
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schreiben an die Rentner vom 26. Oktober 1981 anerkannt. Mithin
sei eine befreiende Schuldlibernahme, mindestens aber ein Schuld-
beitritt vereinbart worden. Jedenfalls hinsichtlich der nach
Eintritt der vereinbarten Verjdhrung, also nach Ablauf der Finf-
Jahres-Frist, fdl1lig werdenden Renten sei die befreiende Wirkung
eingetreten, da die Rentner dem zugestimmt h&tten. Die Genehmi-
gung der Rentner wirke gemd® § 184 Abs. 1 BGB auf den Zeitpunkt
des Vertragsschlusses (27. Juni 1980) zuriick; seit dem 30. Juni
1985 mUsée deshalb allein die M GmbH fiir die Renten
aufkommen, Die Zustimmung des Kl&dgers als Trédger der gesetzlichen
Insolvenzsicherung liege vor; die geschidftsplanmdfRige Erkldrung
vom 11. Dezember 1981 erfasse auch den hier umstrittenen Uber-
tragungsvorgang vom 26. Oktober 1981. Uberdies sei der PSV ver-
pflichtet, die Zustimmung zu erteilen; er miisse seine Entschei-
dung nach billigem Ermessen treffen und dlirfe deswegen im
Streitfall die Genehmigung nicht versagen. SchlieBlich sei der
Grundsatz des rechtsstaatlichen Vertrauensschutzes zu beachten;
die Ubertragung miisse als genehmigt gelten, weil das Bundesar-
beitsgericht erstmals durch Urteil vom 26. Juni 1980 (3 AZR
156/79 - BAGE 33, 234, 239 f. = AP Nr. 1 zu § 4 BetrAVG, zu ITI 3
und 4 der Griinde) am Tage vor dem Vertragsschluf entschieden
habe, daB befreiende Schuldliibernahmen auBerhalb des durch § U
BetrAVG gezogenen Rahmens selbst dann nicht wirksam seien, wenn
die betroffenen Rentner zugestimmt hadtten. Darin liege eine
grundlegende Anderung der frilheren Rechtsprechung (Urteil vom
24, Mirz 1977 - BAGE 29, 94 ff. = AP Nr. 6 zu § 613 a BGB). Die
vom Bundesarbeitsgericht geduferte Beflirchtung, BetriebsveriduBe-

rer und Betriebserwerber kdnnten sich bei einer schuldbefreienden
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Ubertragung von Versorgungsverbindlichkeiten zu Lasten des Triy-
gers der Insolvenzsicherung verstdndigen, sei im vorliegenden

Fall ersichtlich unbegriindet.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben der Klage
stattgegeben. Die Revision der Beklagten wendet sich nur gegen
die Verurteilung zur Zahlung flr die Zeit nach Ablauf der ver.-
einbarten Verjdhrungsfrist von finf Jahren, also fiir die Zeit ab

30. Juni 198s5.

Entscheidungsgrinde

WIS o e e e — e e R M i s WOY A WO N e S RAL N Gme faa Mo M S We e e e e M e WS R e e

Die Revision ist unbegriindet.

I. Die Frage der Sachlegitimation und der Prozeffihrungsbe-
fugnis des Kl&dgers ist nicht mehr im Streit. Die Beklagten haben
in der miindlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht der nach
der Versorgungsordnung verbotenen Abtretung zugestimmt. Zudem
waren die vom Berufungsgericht geduRerten Bedenken unbegriindet:
Da der PSV nicht Zahlung an sich, sondern an den Zedenten ver-
langt, kommt es auf die Sachlegitimation (Rechtsinhaberschaft)
nicht an. Als gewillkiirter ProzeBstandschafter durfte der PSV den
Anspruch des Zedenten gerichtlich geltend machen. Damit hatte
sich dieser einverstanden erklirt, wie die Ubertragung des An-
spruchs zeigt. Daran hatte der PSV ein eigenes rechtliches In-
teresse. Hitten die Beklagten nicht zahlen missen, hatte der PSV
fir die Insolvenz der M GmbH einzustehen (§ 7 Abs. 1

Satz 1 BetrAVG).
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II. Die Beklagten sind von ihren Verbindlichkeiten gegeniiber den
schon vor dem Betriebslibergang ausgeschiedenen frilheren Arbeit-
nehmern des Werkes H nicht frei geworden. Das gilt auch
hinsichtlich der im Revisionsverfahren allein noch umstrittenen

Anspriche des Rentners B fir die Zeit nach dem 30. Juni

1985,

1. Die Parteien haben dariiber gestritten, ob § 6 Abs. 3 des
Betriebsﬁbertragungsvertrages eine bloRe Erfiillungslibernahme im
Sinne des § 329 BGB darstellt oder eine Schuldiibernahme nach

§§ 414 f£f. BGB. Auch die Frage, ob und ggf. ab wann ein Schuld-
beitritt oder eine befreiende Schuldiibernahme anzunehmen wére,
wird von den Parteien unterschiedlich beantwortet. Das Beru-
fungsgericht hat die Auffassung vertreten, zunidchst sei nur eine
Erfillungsiibernahme der laufenden Rentenverpflichtungen verein-
bart worden. Was spdter im Hinblick auf die Verjihrungsvereinba-
rung, also nach Ablauf von finf Jahren gelten sollte, ist offen
geblieben; jedenfalls, so das Berufungsgericht, fehle fiir die
Wirksamkeit einer befreienden Schuldiibernahme der Beklagten die
erforderliche Genehmigung des PSV; durch die geschidftsplanmifige
Erkldrung vom 11, Dezember 1981 sei die Genehmigung fiir den um-
strittenen Ubertragungsvorgang nicht erteilt worden. Dem Beru-
fungsgericht ist im Ergebnis und in wesentlichen Teilen der Be-

grindung zu folgen.

2. § 6 Abs. 3 des Ubernahmevertrags vom 27. Juni 1980 ent-
hdlt keine befreiende Schuldibernahme. In diesem Vertrag hat die

M GmbH nur versprochen, die Beklagten freizustellen und
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mit den Versorgungsberechtigten "Verjdhrungsvereinbarungen" ab-
zuschliefBen, die nach Ablauf von finf Jahren zu einer Befreiung
der Beklagten fiihren sollten. Danach erhielten die Rentner in der

Betriebserwerberin zundchst eine zweite Schuldnerin,

3.a) Der Rentner B , um dessen Versorgungsanspriiche ge-
stritten wird, hat die dem Rundschreiben der M GmbH vom
26. Oktober 1981 beigefligte "Verjidhrungsvereinbarung" unter-
zeichnet. Der Text dieser Vereinbarung ist zwar sehr unklar ge-
fapt, er 1dRt aber erkennen, daR er auf eine Schuldbefreiung der
Beklagten hinzielt. Den Erliduterungen in dem beigefligten Be-
gleitschreiben ist dies eindeutig zu entnehmen. Die Vertragsge-
staltung lehnt sich an Modelle an, die seinerzeit in der wissen-
schaftlichen Diskussion um die Nachhaftung ausscheidender Ge-
sellschafter vorgeschlagen wurden und die unter der irreflihrenden
Bezeichnung "Ver jdhrungsvertrag" zu einer Haftungsbegrenzung auf
die Dauer von fiunf Jahren fihren sollten (vgl. die Nachweise bei
Paulsdorff in Heubeck/Hdhne/Paulsdorff/Rau/Weinert, BetrAVG,

Bd. I, 2. Aufl., § 9 Rz 14). Obwohl § 159 Abs. 2 HGB nur

Fragen der Verjihrung bei Anderung der gesellschaftsrechtlichen
Stellung betrifft, nicht aber im Zusammenhang mit der VerduRerung
eines Betriebs von Bedeutung ist, 148t sich erkennen, daB die
Vereinbarung mit Herrn B in die gleiche Richtung zielte.
Was erstrebt wurde, war keine "Verjihrung", sondern die Entlas-
sung des BetriebsveriuRerers aus der Haftung, also ein ErlaBver-
trag. Dieser Vertrag war jedoch unwirksam, weil er gegen zwin-

gendes Recht verstieB.
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b) Die nach allgemeinem Vertragsrecht m&gliche Gestaltung der
Rechtsverhdltnisse wird durch § 4 Abs. 1 BetrAVG eingeschrinkt.
Vertrdge, durch die der Versorgungsschuldner ausgewechselt werden
soll, konnen nicht ohne weiteres durch die Versorgungsberechtig-
ten genehmigt werden und bedlirfen zu ihrer Wirksamkeit der Zu-
stimmung des Trdgers der gesetzlichen Insolvenzsicherung, wenn

dessen Haftungsrisiko sich verindert.

(1) Nacﬁ § 4 Abs. 1 BetrAVG kdnnen nur die dort genannten
Rechtstriger Versorgungsverpflichtungen mit befreiender Wirkung
fir den Versorgungsschuldner Ubernehmen. Die Regelung betrifft
zwar unmittelbar nur Versorgungsanwartschaften, der Senat hat
jedoch mit Urteil vom 26. Juni 1980 (BAGE 33, 234 = AP Nr. 1 zu

§ L4 BetrAVG) entschieden, daB® auch bereits f#llige Rentenan-
spriiche von der gesetzlichen Ubernahmesperre erfaft werden. Eine
ausdehnende Auslegung liber den Gesetzeswortlaut hinaus sei nach
dem Gesetzeszweck geboten. Versorgungsanwartschaften seien nicht
schutzwiirdiger als fdllige Anspriiche. Soweit der Gesetzgeber eine
Verianderung der Haftungsmasse ausschliefen wollte, habe er im
Zweifel alle Versorgungsrechte gemeint und sich nur fehlerhaft
ausgedriickt. Daran ist festzuhalten (ebenso jetzt auch

Blomeyer/Otto, BetrAVG, § 4 Rz 27 mit weiteren Nachweisen).

(2) Den Zweck des § 4 Abs. 1 BetrAVG sah der Senat darin, zu

verhindern, daf durch Schuldiibernahme der Insolvenzschutz ver-
loren geht. Nach § 7 Abs. 1 BetrAVG miisse der PSV nur im Falle
einer Insolvenz des "Arbeitgebers" eintreten, so da® die Uber-

nahme von Versorgungsverpflichtungen durch Dritte, zum Verlust
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des Insolvenzschutzes flhren kdnne. Nur wenn der PSV der Uber-
nahme zustimme - was aus wirtschaftlichen Griinden sinnvoll sein
mge - werde der schuldiibernehmende Dritte zum insolvenzge-
schiitzten "Arbeitgeber" im Sinne des Betriebsrentengesetzes.
Diese Begriindung ist auf beachtliche Kritik gestofen (vgl. vor
allem Lilienfein/Fiedler, BB 1981, 2012 und die weiteren Nach-
weise bei Blomeyer/Otto, BetrAVG, § U4 Rz 27), der sich der Senat

nicht verschliefen kann.

Die Ubertragungssperre des § 4 Abs. 1 BetrAVG war schon
Inhalt des Entwurfs des Betriebsrentengesetzes, bevor die Ein-
fihrung eines gesetzlichen Insolvenzschutzes erwogen wurde
(BT-Drucks. 7/1281 3. 28). Der Zweck der Vorschrift kann also
ursprunglich nicht darin bestanden haben, den Verlust des Insol-
venzschutzes zu verhindern. Es ging vielmehr zunichst aus-
schlieBlich um die Erhaltung der Haftungsmasse zugunsten der
Versorgungsberechtigten (ebenso Blomeyer/Otto, BetrAVG, § 4
Rz 5). Gleichwohl hat der Gesetzgeber spidter, als er den gesetz-
lichen Insolvenzschutz einfiihrte, die Ubertragungssperre zur
Sicherung der Haftungsmasse nicht gestrichen, sondern die Rege-
lung des Entwurfs insoweit unverdndert in die endgiiltige Fassung
des Gesetzes {ibernommen. Das bedeutet, daR § 4 BetrAVG, indem er
die Erhaltung der Haftungsmasse sichert, als Vorschrift zum
Schutze des PSV wirkt. Insolvenzgeschiitzte Rentner und Versor-
gungsanwdrtfer sind kaum noch betroffen; ihr Interesse an der
Leistungsfdhigkeit des Versorgungsschuldners ist lediglich inso-
weit schutzwiirdig, als dieser im Gegensatz zum PSV zur Rentenan-

passung nach § 16 BetrAVG verpflichtet bliebe (BAGE 42, 117 = AP
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Nr. 14 zu § 16 BetrAvVGg).

Hingegen ist die Besorgnis des Senats unbegriindet, ein
Schuldnerwechsel fihre in der betrieblichen Altersversorgung re-
gelmdRig zum Verlust des Insolvenzschutzes, wenn nicht der neue
Versorgungsschuldner wiederum Arbeitgeber des Versorgungsbe-
rechtigten sei. § 7 BetrAVG, der die Voraussetzungen des Insol-
venzschutzes abgrenzt, und § 10 BetrAVG, der die Finanzierung
regelt, Sprechen zwar abgekiirzt von dem Arbeitgeber als Versor-
gungs- und Beitragsschuldner, darin liegt jedoch keine Beschrin-
kung des Insolvenzschutzes auf die unmittelbaren Parteien des
Arbeitsvertrages. Vielmehr ist Arbeitgeber im Sinne der &§ 7, 10
BetrAVG Jeder, der selbst oder Uiber Versorgungseinrichtungen
Leistungen der betrieblichen Altersversorgung erbringt (BAG Ur-
teil vom 6. August 1985 - 3 AZR 185/83 - AR-Rlattei "Betrieb-
liche Altersversorgung: Entsch. 167" unter I 1 a der Griinde).
Auch der Rechtsnachfolger des urspriinglichen Arbeitgebers wird
als Versorgungsschuldner von dem gesetzlichen Insolvenzschutz

erfait.

(3) Im Ergebnis h#lt der Senat dennoch daran fest, daf die Zu-
stimmung des PSV als Triger der gesetzlichen Insolvenzsicherung
zu einer privativen Ubernahme von Versorgungsschulden erforder-
lich ist. Das ergibt sich zwar nicht unmittelbar aus § 4 BetrAVG,
aber aufgrund einer erginzenden Auslegung, die die EntstehungsS-
geschichte und den Zweck des Gesetzes, sowie die allgemeinen

Grunds&dtze der Rechtsgeschdftslehre berlicksichtigt.
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§ 4 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG, der seinem urspriinglichen Zweck
entsprechend nur die Interessenlage der versorgungsberechtigten
Arbeitnehmer erfaBt, schiitzt diese mit einem gesetzlichen Verfl-
gungsverbot gegen sich selbst, weil er deren Informationsstand
und Entscheidungsfreiheit gering einschitzt (Blomeyer/Otto,
BetrAVG, § 4 Rz 3 f.). Die rechtsgeschiftliche Gestaltungsfrel-
heit des PSV, der bei wirtschaftlicher Betrachtung die Hauptlast
trdgt, ist damit nicht geregelt. Der PSV braucht keinen Schutz
gegea sich selbst. Ein starres Verbot, den Schuldnerwechsel zu
ermglichen, widre flr ihn nicht nur unndtig, sondern sogar
schddlich, zwdnge es doch zur Beibehaltung der alten Haftungs-
masse selbst dann, wenn ein leistungsfihiger Schuldner zur [ber-
nahme bereit ist, ja sogar, wenn sich nur so ein Sicherungsfall
vermeiden 1ldRt. Hier muB es beili dem allgemeinen Grundsatz ver-
bleiben, der in § 415 BGB seinen Ausdruck gefunden hat: Grund-
sdtzlich kann und muB der Glaubiger selbst entscheiden, ob ihm
ein Schuldnerwechsel vertretbar oder sogar dienlich erscheint.
Die erforderliche Genehmigung des GlAubigers muB allerdings hier

durch eine Genehmigung des PSV ersetzt werden.

III. Der PSV hat die Schuldbefreiung der Reklagten nicht ge-

nehmigt.

1. Die Beklagten berufen sich in erster Linie auf die ge-
schidftsplanmiBige Erklirung vom 11. Dezember 1981. Der PSSV hat
darin die Ubernahme von Versorgungslasten nach §§ 414 ff. RGB
pauschal unter der Voraussetzung genehmigt, dag "die {lbertragung

vor dem 1. 1. 1981 vorgenommen worden ist". Im vorliegenden
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Fall liegt der notarielle Ubernahmevertrag vor diesem Stichtag
(27. Juni 1980), die Verjdhrungsvereinbarung hingegen danach
(26. Oktober 1981). Die Beklagten meinen, es komme auf den
Ubernahmevertrag an, weil der Vertrag vom 26. Oktober 1981 le-
diglich eine Genehmigung gem. § 184 Abs. 1 BGB darstelle, also
auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeschdfts zuriickwirke.

Diese Auffassung trifft nicht zu.

Wie’bereits dargestellt, haben die Beklagten und die
M GmbH keine privative Schuldiibernahme vereinbart, die
nachtriglich gem. § 415 Abs. 1 BGB hitte genehmigt werden kon-
nen. Vielmehr haben die Beklagten versucht, in einem zweitaktigen
Verfahren den rechtsgeschédftlichen Erfolg einer privativen
Schuldiibernahme zu erreichen, indem sie zundchst eine kummulative
Schuldiibernahme vereinbarten und die M GmbH verpflich-
teten, mit den einzelnen Versorgungsgldubigern ErlaBvertrdge zu
ihren Gunsten abzuschlieRBen. Soweit diese ErlaBvertridge erst nach
dem 1. Januar 1981 zustande kamen, kdnnen sich die Beklagten
nicht auf die geschaftsplanmidfRige Erklirung vom 11. Dezember

1981 berufen.

2. Die Beklagten machen hilfsweise geltend, der PSV sei zur
Genehmigung der Schuldﬁberﬁahme verpflichtet. Deshalb miisse der
Kldger die M GmbH als seine alleinige Schuldnerin an-
sehen; dem Zahlungsanspruch des Kligers stehe der Einwand der
Arglist entgegen. Auch dies {iberzeugt nicht: Der PSV ist an Recht
und Gesetz gebunden, er hat auch die Grundsdtze von Treu und

Glauben im Rechtsverkehr zu beachten. Er ist aber nicht ver-
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pflichtet, nachtridglich einer weit zurlickliegenden Schuldiiber-
nahme zuzustimmen. Zu einer solchen Annahme reicht es nicht aus,
riickwirkend eine rein fiktive Priifung bezogen auf den Zeitpunkt
des Vertragsschlusses vorzunehmen. Der PSV ist in den Jahren 1980
und 1981 tatsdchlich nicht eingeschaltet worden. Er hatte keine
Gelegenheit, die finanziellen Risiken zu priifen und damit auch

keine Mdglichkeit sein Ermessen auszuiiben.

3. ISoweit sich die Revision auf den Grundsatz des Vertrauens-
schutzes beruft, ist ihr zwar einzuriumen, daB die Beklagte und
die M GmbH das Urteil des Senats vom 26. Juni 1980
(aa0) bei AbschluB des notariellen Vertrags am folgenden Tage
nicht beriicksichtigen konnten. Jedoch ist auch in diesem Zusam-
menhang darauf abzustellen, daf die Vertragspartner der Be-
triebslibernahme von vornherein eine Schuldiibernahme vereinbart
hatten, die sich in 2zwei Schritten vollziehen sollte und deren
Erfolg im Jahre 1980 noch keineswegs feststand. Die Beklagten
konnten nicht darauf vertrauen, daf die Betriebsrentner bereit
sein wlirden, die "Verjdhrungsvereinbarungen" zu unterzeichnen.
Sie haben dies selbst erkannt und deshalb vereinbart, da® die

M GmbH im Falle der Weigerung im Innenverhiltnis die
Versorgungslast tragen miisse. Der Ubernahmevertrag beruhte also
gerade nicht auf der festen Annahme, daB die befreiende Schuld-

ibernahme gelingen werde.

Zudem war im Oktober 1981, als die ErlaBvertrige geschlossen
wurden, die Rechtsprechung des Senats bekannt. Auch der PSV hatte

. . et ad Sf
inzwischen hierauf reagiert, und-seine geschiftsplanmdBige Erkla-
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rung abgegeben. Spitestens jetzt hdtten die Parteien des Uber-
nahmevertrags AnlaB gehabt, den PSV einzuschalten. Das weitere
Argument der Beklagten, die Unsicherheit Uber die Zustimmung der
Betriebsrentner diirfe nicht gleichgesetzt werden mit der Un-
sicherheit iber die Rechtslage und die Stellung des PSV geht da-

her ebenfalls fehl.

IV. Die Beklagten riligen, das Berufungsgericht habe gegen § 139
ZPO in Vérbindung mit § 278 ZPO verstoBen. Es habe in der miind-
lichen Verhandlung vem 31. Juli 1985 den Sach- und Streitstand
ausgiebig erdrtert, sei aber mit keinem Wort darauf eingegangen,
daB es die Urkunden vom 27. Juni 1980 und 26. Oktober 1981
anders auslege als die Beklagten; das gesamte Rechtsgesprdch habe
sich ausschlieflich auf die geschdftsplanmidBige Erklirung des
Kldgers vom 11. Dezember 1981 bezogen. Diese Erdrterung habe nur
dann einen Sinn gehabt, wenn man von einer befreienden Schuld-
ibernahme ausgegangen sei. Zur Uberraschung der Beklagten habe
dann das Berufungsgericht den Rechtsstreit aufgrund einer Aus-
legung entschieden, lber die es in der miindlichen Verhandlung
nicht gesprochen habe. Die Rige ist teils unzulissig, teils un-

begriindet:

1. § 139 ZPO ist schon deshalb nicht verletzt, weil nach dem
eigenen Vorbringen der Beklagten keine aufklirungsbediirftigen
Tatsachen unberilicksichtigt geblieben sind. Die Beklagten behaup-
ten selbst nicht, das Berufungsgericht habe seine Entscheidung
auf Tatsachen gestiitzt, zu denen sie sich nicht vollstdndig h&t-

ten erkldren kdnnen oder die sie nachgetragen hitten, wenn das
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Berufungsgericht sie darauf hingewiesen hitte. Es ging in tat-
sdchlicher Hinsicht lediglich um die Auslegung von Urkunden, die
dem Gericht und den Parteien in vollem Wortlaut vorlagen und zu
deren Auslegung die Parteien ausfiihrlich vorgetragen hatten. Im
Grunde riigen die Beklagten eine von ihrer Auffassung abweichende
Bewertung des Inhalts der Urkunden und der rechtlichen Wirkung
der getroffenen Vereinbarungen durch das Berufungsgericht. Das

aber ist kein Verstof gegen § 139 ZPO.

2. Das Berufungsgericht hat auch nicht gegen § 278 Abs. 3 ZPO
verstoRen. Weder die Parteien noch das Berufungsgericht haben die
Urkunden vom 27. Juni 1980 und 26. Oktober 1981 fiir unerheblich.
gehalten. Einen dahingehenden SchluB konnten die Beklagten selbst
dann nicht ziehen; wenn das Berufungsgericht die Auslegungsfragen
von sich aus nicht ansprach, sondern in der miindlichen Verhand-
lung nur die geschidftsplanmdfRige Erkl&drung des PSV erdrterte. DaB
die Berufungskammer die Auslegung der Beklagten schlieBlich nicht
billigte, bedeutet keinen VerstoR gegen die Hinweispflicht des

§ 278 Abs. 3 ZPO. Das Gericht ist gehalten, die Streitsache nach
dem Inbegriff der mlindlichen Verhandlung einschlieBlich des in
Bezug genommenen schriftlichen Vorbringens zu beurteilen. Selbst
wenn die Beklagten annahmen, die Berufungskammer teile ihre Auf-
fassung zur Auslegung des Ubertragungsvertrages, war das Gericht
nicht gehindert, in der anschlieBenden Beratung zu einer abwei-
chenden Ansicht zu gelangen. Da die Parteien ausfiihrlich und
kontrovers zur Auslegung der vorgelegten Urkunden Stellung ge-
nommen haben, war das Gericht auch nicht genttigt, die miindliche

Verhandlung nochmals zu erdffnen und den Beklagten seinen ab-
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schlieBenden Standpunkt darzulegen.

V. Soweit die Revision Einwendungen gegen die Verurteilung der
Beklagten zur Zahlung von Zinsen erhebt, vermift sie zu Unrecht
einen entsprechenden Antrag des Kldgers. Der Antrag ist in der
miindlichen Verhandlung des Arbeitsgerichts vom 26. Februar 1985
gestellt worden. Die Rechtsgrundlage flUr die Pflicht zur Zahlung

von Zinsen ergibt sich aus § 284 Apbs. 2, § 288 Abs. 1 BGB.

Dr. Dieterich Schaub Griebeling
zugleich fir den im Wax
Ausland nicht erreich-
baren ehrenamtlichen
Richter Heimann

Schaub

JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos mobile A

Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — fiir Android JLaw — fiir iOS

1ZINYdsad HYIN JF e/g §§ YOBU JUBQULIR( S[e PUIS SUN[WWESS[12)1() 9P J[I9[, YoNY :SIOMUTH


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz h
Rechtsanwalt www.prinz.law

RSS[I9)I) I9P J[I9 T, YoNY SIOMUIH

1ZINYPsa8 HYIN JF BLY §§ YoeU Juequaje( S[e puls Sun

JLaw — Gesetze und Urteile JR— Ava..ame on the
Kostenlos (mobile App) » Google'play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	3 AZR 605/85

	6 Sa 601/85 Düsseldorf

	Noll,	Urteil


